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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Februar 1970 abgeschlossen und lag 
im Sommer desselben Jahres der Juristischen Fakultät der Universität 
Heidelberg als Dissertation vor. 

Das 4. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Bundesverfassungs-
gericht vom 21.12.1970 konnte im Text nicht mehr berücksichtigt 
werden. Dieses Gesetz hat jedoch, auch soweit es die für die nach-
stehenden Erörterungen zentrale Vorschrift  des § 31 Abs. I I BVGG 
betrifft,  keine Änderungen gebracht, die eine inhaltliche Umgestaltung 
oder Ergänzung der Arbeit notwendig gemacht hätten. 

Für die Anregung zu dieser Arbeit und ihre freundliche Förderung 
möchte ich an dieser Stelle Herrn Professor  Dr. Kar l Doehring meinen 
Dank aussprechen. 

Mein Dank gi l t außerdem Herrn Ministerialrat a.D. Dr. Johannes 
Broermann, der die Veröffentlichung  meiner Arbeit durch deren Auf-
nahme in sein Verlagsprogramm ermöglicht hat. 

Heidelberg, im März 1971 
Roland  Wenig 
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Einleitung 

Die gegenwärtige Praxis der internationalen Staatengemeinschaft 
läßt keinen Zweifel daran, daß die Staaten das Verhältnis von Völker-
recht und Staatsrecht im Sinne des Dualismus, nicht jedoch des Monis-
mus interpretieren 1. Es ist deshalb davon auszugehen, daß Völkerrecht 
und Staatsrecht als autonome Rechtsordnungen nebeneinanderstehen, 
und das Völkerrecht von sich aus keine rechtlichen Wirkungen auf 
innerstaatliche Rechtsordnungen auszuüben vermag; es sei denn, ein 
völkerrechtlicher Vertrag enthalte eine entsprechende Verpflichtung. 

Völkerrechtswidrige innerstaatliche Akte der nach der internen Kom-
petenzverteilung zuständigen Staatsorgane sind daher nicht deshalb 
unwirksam, wei l sie mi t dem Völkerrecht kollidieren2. 

Das w i l l jedoch nicht heißen, daß es dem Völkerrecht gleichgültig ist, 
ob die innerstaatliche Rechtsordnung ihm entspricht oder nicht. Viel-
mehr sind die Staaten auf Grund des Völkerrechts gehalten, Wider-
sprüche zwischen ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen und ihrem 
staatlichen Recht zu vermeiden. 

Kommt es dennoch zu einem solchen Widerspruch, dann zieht das 
die völkerrechtliche Verantwortung 3 des Staates nach sich, welche die-
ser auch nicht dadurch umgehen kann, daß er auf sein nationales Recht 
verweist, mi t dem der völkerrechtswidrige A k t übereinstimmt4. Denn 
es ist Sache des Staates, seine Rechtsordnung in der Weise zu gestal-
ten, daß er seinen völkerrechtlichen Verpflichtungen in Übereinstim-

1 Vgl. Mosler, Problèmes Contemporains de Droi t Comparé, Bd. I , 1963, 
S. 163: „Sie (die internationale Gemeinschaft) beruht . . . auf den gleichge-
ordneten juristisch souveränen Staaten." Ebenso Sorensen,  S. 125 f., nach 
dem i m gegenwärtigen Völkerrecht kein Gewohnheitsrechtssatz aufzufinden 
ist, „qu i obligerait les Etats à une solution du type moniste". Auch das 
BVerfG scheint von einer dualistischen Konzeption auszugehen: BVerfGE 
4/162, 6/294 f., 15/33 f. 

2 Es ist dabei ohne Bedeutung, ob es sich u m Staatsakte aus dem Bereich 
der Gesetzgebung, der Verwal tung oder Justiz handelt. Solange sie m i t der 
internen Rechtsordnung i m Eink lang stehen, w i r d ihre Wirksamkei t nicht 
dadurch berührt, daß sie dem Völkerrecht widersprechen. Vgl. z. B. Mosler, 
RC Bd. 91, 19571, S. 630 und S t IGH Entscheidimg vom 25.5.1926 (Série 
A/No 7), ebenso Sorensen,  S. 112. 

3 Der Staat ist dann verpflichtet,  den dem Völkerrecht nicht entsprechen-
den staatlichen Ak t , bzw. dessen Folgen zu beseitigen. Vgl. Verdross , RC 
Bd. 30, 1929 V, S. 355. 

4 Serensen,  S. 125 f. ; Kimminich,  S. 500. 
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mung mit ihr nachkommen kann5 ; sie also dem Völkerrecht nicht wider-
spricht. 

Welche Mit te l der Staat bei der Ausgestaltung seiner Rechtsordnung 
ergreift,  um dieses Ziel zu erreichen, steht in seinem Belieben; das 
Völkerrecht legt ihm insoweit keinerlei Verpflichtungen auf 6, falls ver-
traglich nichts anderes vereinbart ist. 

Um die Ubereinstimmung zwischen innerstaatlichem Recht und all-
gemeinem Völkerrecht zu gewährleisten, hat die BRD durch die Auf-
nahme des Art . 25 GG in ihre Verfassung einen Weg gewählt, der sich 
durch seine betonte Völkerrechtsfreundlichkeit  auszeichnet7. 

Andere Staaten haben ähnliche Wege eingeschlagen, um dem Völker-
recht, welches sonst keine Möglichkeit hat, die staatlichen Souveräni-
tätsschranken zu überwinden, Eingang in ihre nationale Rechtsordnung 
zu verschaffen  und damit einen Einklang zwischen diesem und dem 
Staatsrecht zu erreichen8. 

Bei einem Vergleich zeigt sich jedoch, daß die dem Art . 25 GG ent-
sprechenden Verfassungsbestimmungen anderer Staaten dem Völker-
recht weit weniger Einfluß auf das innerstaatliche Recht einräumen 
als diese Norm der deutschen Verfassung. 

Auch der anglo-amerikanische Gewohnheitsrechtssatz international 
law  is part of  the law  of  the land 9, der zunächst den Anschein entschiede-
ner Völkerrechtsfreundlichkeit  erweckt, ist durch restriktive Auslegung 
seitens englischer Gerichte, welcher man sich auch i n den Vereinigten 
Staaten angeschlossen hat, in seiner Bedeuutng weitgehend abge-
schwächt worden. 

Die englische Gerichtspraxis tendiert dahin, eine Regel des Völker-
rechts in einem Rechtsstreit vor einem nationalen Gericht nur dann 
anzuwenden, wenn diese nicht im Widerspruch steht zu einem A k t des 
Parlaments oder einer Norm des englischen Gewohnheitsrechts10. Im 

5 Maunz-Dürig,  Ar t . 25 GG, Rdnr. 10; Mosler, Problèmes Contemporains 
de Droi t Comparé, Bd. I , 1963, S. 171 f. 

« Serensen,  S. 1251; Verdross , a.a.O., S. 464 f. VgL auch Menzel,  Jus 1963, 
S. 47. 

7 de Visscher,  S. 532 f., nennt den m i t Ar t . 25 GG i. V. m. Ar t . 100 Abs. I I 
GG eingeschlagenen Weg „ le degré d'internationalisme le plus avancé qui 
se puisse concevoir". 

8 Ar t . 9 der Verfassung von Österreich (1920), Ar t . 4 der Verfassung von 
Estland (1920), Ar t . 7 der Verfassung von Spanien (1931), Ar t . 7 Abs. I I der 
Verfassung von Kuba (1940), Ar t . 6 der Präambel der venezolanischen Ver-
fassung (1947), Ar t . 14 der französischen Verfassungspräambel  (1946), Ar t . 10 
Abs. I der italienischen Verfassung (1947) und Ar t . 6 Abs. I I der Verfassung 
der Vereinigten Staaten (1787). Einige der genannten Verfassungsnormen 
finden sich i m Wort laut bei Menzel,  Bonner Kommentar, Ar t . 25 GG, S. 18 f. 

9 Zum Inhal t dieser Rechtsparömie vgl. Walz,  S. 275 ff. 
10 Siehe dazu Halsbury,  S. 504: "they (die Regeln des Völkerrechts) are 

applied by munic ipal courts, so long as they are not i n conflict w i t h an act 
of Parliament, or a rule of common law.". Vgl. auch Kimminich,  S. 497. 
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üb r igen w i r d eine Völker rechtsrege l i m anglo-amer ikan ischen Rechts-
k re is n u r dann als Bestandte i l der i n te rnen Rechtsordnung angesehen, 
w e n n sich aus e inem staat l ichen A k t erg ibt , daß die bet re f fende  V ö l -
ker rech tsnorm i n das innerstaat l iche Recht Englands oder der Vere in ig -
t en Staaten aufgenommen w o r d e n i s t 1 1 . 

A r t . 25 G G en thä l t eine Regelung n u r f ü r das a l lgemeine V ö l k e r -
recht, er bezieht sich h ingegen n icht auf das besondere Vö lker recht , 
das Vö lke rver t ragsrech t 1 2 . Dieses a l lgemeine Vö lker recht , w o r u n t e r 
hauptsächl ich das Gewohnhe i tsvö lker rech t zu verstehen ist, w i r d auf 
G r u n d des A r t , 25 G G zu e inem „Bes tand te i l des Bundesrechtes", was 
zur Fo lge hat , daß es als solches Einf luß auf das innerstaat l iche Rechts-
leben auszuüben vermag, u n d es i nne rha lb der Grenzen der B R D v o n 
j e d e r m a n n beachtet w e r d e n muß. 

Du rch diese E ing l i ede rung 1 3 i n das innerstaat l iche Recht ve r l i e ren 
d ie a l lgemeinen Regeln des Vö lker rechts jedoch n ich t i h ren v ö l k e r -
recht l ichen Charak te r , sie b le iben v ie lmehr auch als Bes tandte i l des 
Bundesrechts Vö lker recht . 

W e n n eine a l lgemeine Regel des Vö lker rechts i m vö lker recht l i chen 
Bereich entsteht, dann w i r d wegen A r t . 25 G G ih re Gel tung, d ie zu-
nächst be i Zug runde legung e iner dual is t ischen Konzep t ion auf den 

1 1 Zum englischen Recht vgl. Halsbury,  a.a.O.; Zum Recht der Vereinigten 
Staaten siehe Wilson , S. 14 ff. 

1 2 Dies soll weiter unten noch näher erörtert werden. 
1 3 Über die rechtliche Natur des Übernahmevorgangs besteht keine Einig-

keit. Die Übernahme des Völkerrechts in das deutsche Recht versuchen die 
Transformationstheorie  und die Vollzugslehre zu erklären (zur strengen 
Transformationstheorie  vgl. Triepel,  Völkerrecht und Landesrecht, S. 122; 
zur gemäßigten siehe Rudolf,  S. 164 ff.  Die Vollzugslehre w i r d erläutert bei 
Partsch , passim.). Au f die einzelnen Theorien soll hier nicht näher einge-
gangen werden, da es vom Gegenstand der Arbei t her nicht geboten ist und 
die verschiedenen Theorien i m praktischen Ergebnis auch nicht so große 
Unterschiede aufweisen, wie man zunächst meinen könnte. I m übrigen 
scheint es auch nicht ratsam, sich der einen oder anderen Theorie anzu-
schließen, da in der L i teratur schon hinsichtlich der Terminologie nur wenig 
Übereinstimmung herrscht. Während Maunz ( Maunz-Dürig , Ar t . 25 GG, S. 5 f.) 
streng zwischen Inkorporat ion und Rezeption unterscheidet, bedeutet für 
Stern  (Bonner Kommentar, Ar t . 100 GG, Rdnr. 215) beides das gleiche. 
Menzel  (Bonner Kommentar, Ar t . 25 GG, S. 7 und Jus 1963, S. 47 ff .) wie-
derum spricht von Inkorporat ion der allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
und meint damit die anglo-amerikanische Rechtsparömie international  law 
is part  of  the law  of  the land,  während Rudolf  (S. 151 ff.)  diese als Adoption 
versteht und Maunz  (a.a.O.) hierfür  den Terminus Adapt ion gebraucht. 
Klein  ( v . Mangoldt-Klein , Ar t . 25 GG, S. 679) schließlich meint, daß auch mi t 
Inkorporation, Inkorporierung, Gesamt-Inkorporierung oder Rezeption 
gegenüber „der r icht ig verstandenen Transformation"  nichts Neues ausge-
drückt werde. Unter dieser Transformation  versteht K le in eine Änderung 
des Geltungsbereichs der allgemeinen Regeln des Völkerrechts. Gerade das 
ist jedoch die Erklärung des Übernahme Vorgangs durch die Vollzugslehre, 
vgl. Partsch , S. 156, These 4. 


